
WIR WOLLEN NICHT
NUR EIN STÜCK VOM
KUCHEN*

*WIR WOLLEN DIE GANZE BÄCKEREI!
DAS HEISST, BLEIBERECHT FÜR ALLE

Hallo Innenminister:

1700 Uhr | Hannover Hauptbahnhof
BLEIBERECHTSDEMO – Bleiberecht für Alle!

1800 Uhr | Faust e.V., Zur Bettfedernfabrik 3, Hannover
GALA – Wahl des Abschiebeministers & Verleihung des Initiativen-
preises 2013 –Party mit MICROPHONE MAFIA

22.5

23.5
V.i.S.d.P.: N. Duman, c/o IB Hanau, Marktstr. 3, 63450 Hanau
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WIR FORDERN:

n Bedingungsloses Bleiberecht für Alle!
nDie Abschaffung ALLER ausgrenzenden Gesetze und Regelungen, 
wie zum Beispiel Residenzpflicht, Asylbewerberleistungsgesetz und 
Lagerunterbringung!
nDie Legalisierung von Menschen ohne Papiere!
nChancengleichheit bei Bildung, Ausbildung und Arbeit!
nAbschaffung der Abschiebungshaft!
nVollständige Umsetzung der UN-Kinderrechtskonvention für 
Flüchtlingskinder –auch in der Praxis!
nDas Recht für unsere abgeschobenen FreundInnen, in ihre Heimat
Deutschland zurückzukehren!

In Zusammenarbeit mit:

PRO ASYL, Bundesfachverband UMF, Flüchtlingsrat Niedersachsen,
Bayerischer Flüchtlingsrat, GRIPS Theater, BBZ-Berlin, 
Paritätisches Jugendwerk Niedersachsen

Die JoG Konferenz wird gefördert von:

Stiftung do | Deutsches Kinderhilfswerk | Doris-Wuppermann-Stiftung
terre des hommes Deutschland e.V. | Rosa-Luxemburg-Stiftung Niedersachsen e.V |
Children for a Better World | PRO ASYL | Bildungs- und Förderungswerk der GEW |
Kirchenamt der EKD | Stiftung Umverteilen | Sebastian Cobler Stiftung | Ökume-
nereferat der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern | DW der Ev.-luth. Landes-
kirche Hannovers e.V. | Caritasverband für die Diözese Osnabrück e. V.  |
Caritasverband für die Diözese Hildesheim e.V.

Kontakt

Jugendliche ohne Grenzen 
c/o IB Hanau | Marktstr. 3 | 63450 Hanau | Tel: 06181-92308-11
jog@jogspace.net | www.konferenz.jogspace.net | www.facebook.com/jogspace



In Deutschland leben immer noch
über 85.000 geduldete Flüchtlinge,
davon ca. die Hälfte schon länger als
sechs Jahre. Einige hundert tausend
Flüchtlinge leben in Deutsch land
ohne Aufenthaltsstatus.

Duldung bedeutet permanente
Angst vor der Abschiebung, dazu
kommt noch eine Reihe von diskri-
minierenden Sondergesetzen, wie
Ausbildungs-
und Arbeitsver-
bot, Residenz-
pflicht, Wohnen
in Lagern, Er-
nährung durch
Essenspakete
und vieles
mehr. Noch schlimmer ist die Si-
tuation von Menschen ohne Pa-
piere (so genannte „Illegale“). Sie
haben keinen Zugang zu Bildung,
angemessener Gesundheitsversor-
gung und auch keinen Anspruch
auf Sozialleistungen. 
Die fundamentalen Menschen-
rechte werden Flüchtlingen auf-
grund von „migrationspolitischen
Erwägungen“ seit Jahrzehnten ver-
weigert. Das ist Teil einer Ab -

schreckungsstrategie, damit mög-
lichst wenige Menschen hier Asyl
beantragen. Zwar hat das Bundes-
verfassungsgericht erfreulicher-
weise im Juli 2012 die Leistungen
des Asylbewerberleistungsgesetzes
für verfassungswidrig erklärt und
einen ersten wichtigen Schritt in
Richtung einer Gleichbehandlung
von Flüchtlingen gemacht. Aber
nun müssen auch Ausbildungs-

und Arbeitsver-
bote, die Residenz-
pflicht und das
Wohnen in Lagern
abgeschafft wer-
den.

Eine wirkliche Perspektive und
Gleichbehandlung kann jedoch erst
mit einem „Bleiberecht für Alle“ ge-
schaffenwerden. Obwohl bereits
mehrere (sehr eingeschränkte)Blei-
berechtsregelungen in den vergan-
genen Jahren beschlossen wurden,
ist das Leben mit einer „Kettendul-
dung“ immer noch für viele Betrof-
fene eine ernüchternde Praxis. Die
Regelungen der Vergangenheit zei-
gen zwar die Einsicht der Politi-

ker/innen, eine Lösung für gedul-
dete Flüchtlinge finden zu müssen.
Gleichzeitig verdeutlichen sie aber
auch ihre Unfähigkeit, eine wirkli-
che Lösung zu finden, also die Ket-
tenduldung vollständig abzu-
schaffen. Es werden derzeit einige
Regelungsentwürfe diskutiert, die
jedoch sehr umstritten sind und
zeigen, dass aus den Erfahrungen
in der Vergangenheit kaum etwas
gelernt wurde. Die diskutierte Auf-
enthaltsdauer von sechs und acht
Jahren ist immer noch viel zu lang.
Auch die anderen Kriterien sind
realitätsfern und unangemessen:

nWie können die Menschen ihren
Lebensunterhalt sichern, wenn Ar-
beitsverbote für sie bestehen und
sie jahrelang nicht arbeiten durf-
ten? 

nWie sollen Flüchtlinge die
Sprachkenntnisse der Stufe B 1 be-
herrschen, wenn sie keinen An-
spruch auf die Sprachkurse
(„Integrationskurse“) haben?

nAuch der Ausschluss schon bei
geringen Straftaten ist absurd, weil
dies einerseits eine Doppelbestra-
fung darstellt, anderseits viele der
so genannten Straftaten aufgrund
der diskriminierenden Sonderge-
setze „begangen“ werden, z.B.
wegen der Residenzpflicht!

Weil PolitikerInnen nicht in der
Lage oder willens sind, eine huma-
nitäre Regelung zu beschließen,
werden tagtäglich immer noch
viele geduldete Flüchtlinge abge-
schoben.

Um gegen diese entwürdigenden
Zustände zu kämpfen und endlich
eine Bleiberechtsregelung für Alle
durchzusetzen, treffen wir - Ju-
gendliche ohne Grenzen (JoG) –
uns wieder zur kommenden Innen-
ministerkonferenz (IMK) im Mai.
Diesmal ist der Schauplatz unserer
Proteste und Kämpfe Hannover. 

Am 22.Mai 2013 um 1700 Uhr
laden wir euch alle zu unserer
Demonstration in Hannover für
ein „Bleiberecht für Alle“ ein!

Unter dem Motto „Bleiberecht für
Alle““ veranstalten wir unsere Ju-
gendkonferenz vom 21. bis 24. Mai
2013. Am 23. Mai 2013 werden bei
einer Gala der „Abschiebeminister
2013“ gewählt und der Initiativen-
preis 2013 an Menschen verliehen,
die sich besonders für die Men-
schenrechte von Flüchtlingen ein-
gesetzt haben.

BLEIBERECHT FÜR ALLE!
Unterstützt die Protestaktionen der jungen Flüchtlinge
zur Innenministerkonferenz in Hannover!

„Die Menschenwürde ist 
migrationspolitisch nicht 

zu relativieren“. 

Bundesverfassungsgericht


